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Text 

Rechtshilfe und Auskunftspflicht 

§ 14. (1) Die Verwaltungsbehörden, die Träger der Sozialversicherung, die Bauarbeiter-Urlaubs- und 
Abfertigungskasse, die Pharmazeutische Gehaltskasse für Österreich sowie die gesetzlichen 
Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sind verpflichtet, die IEF-Service GmbH 
sowie die Gerichte bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz zu unterstützen. Ebenso 
haben die IEF-Service GmbH und die Gerichte einander zu unterstützen. 

(2) Der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und die Personen, die Einblick in die 
Arbeitsentgeltunterlagen haben oder hatten, sowie alle Behörden, Ämter, Träger der Sozialversicherung, 
die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse und die Pharmazeutische Gehaltskasse für Österreich 
sind verpflichtet, dem zuständigen Verwalter unverzüglich alle Auskünfte zu erteilen, die er für 
Erklärungen nach § 6 Abs. 5 benötigt. 

(3) Der Arbeitgeber, der zuständige Verwalter, die Arbeitnehmer sowie die Personen, die Einblick in 
die Arbeitsentgeltunterlagen haben oder hatten, sind verpflichtet, der IEF-Service GmbH und deren 
Beauftragten sowie den Gerichten alle Auskünfte zu erteilen, die zur Durchführung dieses 
Bundesgesetzes erforderlich sind. 

(4) Der Dachverband der Sozialversicherungsträger (Dachverband) ist verpflichtet, auf 
automationsunterstütztem Wege gespeicherte Daten (§ 31 Abs. 4 Z 3 ASVG) über die 
Versicherungszeiten, Beitragsgrundlagen, Qualifikationen und Dienstgeber von natürlichen Personen der 
IEF-Service GmbH, den Gerichten und dem Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
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Konsumentenschutz offen zu legen, soweit dies für die Vollziehung der diesen Stellen jeweils gesetzlich 
übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Für Zwecke der Prüfung des Vorliegens von Betriebsübergängen 
(§ 3 AVRAG) und des Verdachts auf Sozialbetrug sind vom Dachverband auf automationsunterstütztem 
Wege auch die zu bestimmten Stichtagen jeweils beschäftigten Personen je Dienstgeber offen zu legen. 

(5) Der Bundesminister für Inneres hat der IEF-Service GmbH die Meldedaten, die für diese zur 
Wahrnehmung der ihnen gesetzlich, insbesondere nach diesem Bundesgesetz und nach dem IEFG 
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden, im Wege automationsunterstützter 
Datenübermittlung aus dem Zentralen Melderegister (ZMR) gemäß § 16a Abs. 4 des Meldegesetzes 1991, 
BGBl. Nr. 9/1992, in der Weise zur Verfügung zu stellen, dass diese den Gesamtdatensatz bestimmter 
Personen im Datenfernverkehr ermitteln können. 

(6) Die zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen Beschäftigung des Amtes für 
Betrugsbekämpfung ist verpflichtet, der IEF-Service GmbH alle zur Wahrnehmung der gesetzlich 
übertragenen Aufgaben notwendigen Daten, die sie im Rahmen von Kontrollen oder bei der Führung der 
zentralen Verwaltungsstrafevidenz erhoben hat, in einer für die IEF-Service GmbH technisch geeigneten 
Form zur Verfügung zu stellen. 

(7) Wurde ein (vorerst) Anspruchsberechtigter, der Arbeitgeber oder ein Organ des Arbeitgebers 
wegen einer der in § 11 Abs. 3 letzter Satz genannten Straftaten im Zusammenhang mit der Insolvenz 
verurteilt, so haben die Strafgerichte die IEF-Service GmbH unter Anführung der gegenständlichen 
Insolvenz zu informieren. 
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